
Hintergrund grundsätzlicher
Natur ist eine Entscheidung
des Reichsgerichtshofes aus
dem Jahre 1894, nach der fast
jede ärztliche Behandlung
den objektiven Tatbestand ei-
ner Körperverletzung erfüllt.
Damit diese nicht rechtswid-
rig ist, muss der Patient in die
Körperverletzung einwilli-
gen. Voraussetzung für die
Einwilligung ist wiederum,
dass der Patient aufgeklärt
ist. Dreh- und Angelpunkt ist
also deshalb immer wieder
die Aufklärung,da es ohne sie
keine wirksame Einwilligung
gibt. Regelmäßiger „Knack-
punkt“ im Haftungsprozess
ist, dass im Leben natürlich
zum Zeitpunkt der Vornahme
von Handlungen nicht darü-
ber nachgedacht wird, ob
diese später einmal bewiesen
werden müssen,sondern eine
Dokumentation schnell auch
einmal vergessen werden
kann. Die Folge bei mangeln-
dem Nachweis ist der Gewinn
oder Verlust des Prozesses auf
der einen oder anderen Seite.
Deshalb muss jedem Zahn-
arzt die Dokumentation nicht
nur der Behandlung, sondern
auch insbesondere der Auf-
klärung am Herzen liegen.

Fallbeispiel

Eine Ausnahme von der Be-
weislast des Zahnarztes im
Rahmen der Aufklärung,
wurde durch einen Beschluss
des OLG München (1 U
2449/06) entschieden: Eine
Patientin machte Schadener-
satzansprüche infolge einer
Parodontitis geltend,die ihrer
Ansicht nach nicht ausrei-
chend durch ihren langjähri-
gen Zahnarzt erkannt und
nicht richtig behandelt
wurde. Der 1. Zivilsenat
trennte daraufhin genau zwi-
schen den Pflichten des Zahn-
arztes zur Aufklärung und
solchen zur Behandlung: Da-
mit der Patient im Rahmen
seiner Behandlung einwilli-
gen kann, muss der Zahnarzt
den Patienten sowohl über
das Risiko der bevorstehen-
den Behandlung aufklären
als auch grundsätzlich über
die Sicherheit. Letztere bein-
haltet die Verpflichtung des
Zahnarztes, den Patienten

über alle Umstände zu infor-
mieren,die zur Sicherung des
Heilungserfolgs und auch
zum Beispiel zu einem thera-
piegerechten Verhalten des
Patienten notwendig sind.
Anders als bei der Frage der
Risikoaufklärung,bei der den

Zahnarzt die Beweislast trifft,
obliege der Beweis einer
unterbliebenen oder unzurei-
chenden Sicherheitsaufklä-
rung zunächst einmal dem
Patienten. Lediglich dann,
wenn der Zahnarzt geltend
macht,dass eine an sich gebo-
tene,unstreitig unterbliebene
Sicherheitsaufklärung aus
bestimmten Gründen nicht
notwendig gewesen sei und er
sich somit auf einen Ausnah-
metatbestand beruft, ist er für
dessen Vorliegen darlegungs-
und beweisbelastet. Es muss
deutlich gemacht werden,
dass das Fehlen der Doku-
mentation der Behandlung
oder Aufklärung in der Regel
gegen den Zahnarzt spricht:
Unter der ärztlichen Doku-
mentationspflicht versteht
man die Pflicht, den Behand-
lungsverlauf einschließlich
ungewöhnlicher Vorfälle zu
dokumentieren. Verletzt der
Zahnarzt diese Pflicht und
dokumentiert nachweislich
nichts, so wird zugunsten des
Patienten angenommen, dass
die betreffenden Maßnah-
men nicht durchgeführt wor-
den sind. Zwar sah es der Se-
nat als geboten an,das Erken-
nen einer Parodontitis und die
in Folge zu deren Behandlung
erteilten Ratschläge zu doku-
mentieren. Dass eine Doku-
mentation aber eindeutig
fehlte, ließe zunächst nur dar-

auf schließen, dass die Paro-
dontitis entweder nicht er-
kannt oder dies mit dem gebo-
tenen Hinweis auf die Be-
handlungsbedürftigkeit nicht
mitgeteilt wurde. Interessan-
terweise zog der Senat daraus
aber nicht den Schluss, dass

allein wegen des Dokumenta-
tionsfehlers die Klägerin da-
mit bereits den ihr obliegen-
den Beweis einer Verletzung
der Pflicht zur Sicherheits-
aufklärung erbracht hätte.
Die Pflicht zur Eintragung
stelle kein derartiges Muss
dar, dass nicht auch bei deren
Fehlen anderweitig der Nach-

weis über eine entsprechende
Aufklärung abgeschnitten
wäre. Zum Nachweis konnte
nämlich hier der Zahnarzt
eine glaubwürdige Zeugin
aufbieten.

Fehlen der 
Dokumentation

Damit bedeutet das Fehlen
der Dokumentation für den
Zahnarzt nicht,dass schon al-
les verloren ist. Das Fehlen
stellt also keinen eigenständi-
gen Haftungsgrund dar, son-
dern erleichtert dem Patien-
ten nur den Beweis. Dann
nämlich wird – widerleglich –
negativ vermutet, dass eine
nicht dokumentierte Maß-

nahme vom Zahnarzt auch
nicht getroffen wurde bzw.
sich ein nicht dokumentier-
ter, aber dokumentierungs-
pflichtiger wesentlicher Um-
stand so ereignet hat, wie ihn
der Patient glaubhaft schil-
dert.

Vorsicht ist aber bei schweren
Indikationen und Befunden
geboten: In diesen Fällen (z.B.
unterlassener Probeexzision
bei sich auszubreiten drohen-
den Krebserkrankungen)
lasse sich ein Rückschluss
darauf ziehen, dass es unver-
ständlich wäre, sich ärztli-
cherseits mit wenigen, zum

Teil auch nicht gesonderten
Hinweisen an den Patienten
zufriedenzugeben und nicht
eindringlich auf das Erforder-
nis ärztlicher Maßnahmen
und die im Fall des Unterlas-
sens drohenden erheblichen
Risiken hinzuweisen. Hier
sind also erheblich höhere
Anforderungen an die Doku-
mentation zu stellen, da es
eben nicht das „Alltagsge-
schäft“ ist. Einen solchen
schweren Befund hat der Se-
nat jedoch nicht bei Vorliegen
einer Parodontitis angenom-
men. Zuletzt geht der Senat
noch der hypothetischen
Frage nach, was es bedeuten
würde,wenn der Klägerin der
Nachweis einer Verletzung
der Aufklärungspflicht ge-

lungen wäre. Ein solch nach-
gewiesener Aufklärungsfeh-
ler bedeute nicht, dass der
Zahnarzt auch automatisch
für den entstandenen Scha-
den verantwortlich gemacht
werden kann. Denn nach wie
vor muss der Patient bewei-

sen, dass der eingetretene
Schaden auch gerade auf-
grund des Aufklärungsfeh-
lers entstanden ist, mithin
dem Zahnarzt auch zure-
chenbar ist.

Einfache versus grobe 
Aufklärungsfehler

Eine Differenzierung nach
einfachen und groben Auf-
klärungsfehlern ist also der
Rechtsprechung immanent:
Letztere führen zu einer völli-
gen Umkehr der Beweislast
derart, dass automatisch der
geforderte Zurechnungszu-
sammenhang zum eingetre-
tenen Schaden besteht. Der
Zahnarzt ist in der Pflicht
jetzt zu beweisen, dass sein
Fehler gerade nicht ursäch-
lich für den eingetretenen
Schaden ist. Bei einfachen
Behandlungsfehlern trifft da-
gegen den Patienten die Be-
weislast. Ein grober Fehler
wird von der Rechtsprechung
des Bundesgerichtshofes de-
finiert als medizinisches Fehl-
verhalten, welches aus objek-
tiver ärztlicher Sicht nicht
mehr verständlich erscheint,
weil ein solcher Fehler einem
Zahnarzt schlechterdings
nicht  unterlaufen darf. Be-
troffen sind Verstöße gegen
eindeutig gesicherte medizi-
nische Erkenntnisse bzw. be-

währte Behandlungsmetho-
den und Erfahrungen. Die
Entscheidung über die Klas-
sifizierung des Behandlungs-
fehlers obliegt in der Regel
den Sachverständigen und ih-
rer medizinischen Kompe-
tenz. Da die Klägerin zumin-
dest ein- bis zweimal auf das
Erfordernis einer Parodonto-
sebehandlung hingewiesen
wurde, hätte dies zu einer
Sensibilisierung der Patien-
tin führen müssen. Somit
habe sie die Notwendigkeit ei-
ner Behandlung selbst erken-
nen können. Das Unterblei-
ben weiterer Hinweise führt
damit nicht zur Haftung des
behandelnden Zahnarztes,
sondern fällt in die Eigenver-
antwortlichkeit der Patientin.
Somit war von einem einfa-
chen Behandlungsfehler aus-
zugehen und der Patientin ob-
lag der Nachweis für den Ur-
sachenzusammenhang, wel-
cher von ihr nicht geführt
werden konnte.

Fazit

Nicht immer muss der Zahn-
arzt für alles den Beweis füh-
ren können. Dennoch sollte
immer im Rahmen der Mög-
lichkeiten die Behandlung
und vor allem auch die Auf-
klärung dokumentiert wer-
den.Aufgrund der Beweislast
ist häufiger Ansatzpunkt für
die Haftung die Aufklärung.
Aufklärungsbögen können
hier eine wertvolle Hilfe sein,
solange und soweit sie im
Rahmen der persönlichen
Aufklärung des Patienten als
Leitfaden und Beweismittel
benutzt werden.Die persönli-
che Aufklärung kann und
darf durch sie aber nicht er-
setzt werden! 
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Beweislast bei der Haftung für Zahnschäden 
Haftungsfälle werden oft aufgrund der bestehenden Beweislast entschieden: Es gilt die Faustformel, dass in der Regel Behandlungsfehler durch die Patienten

und die Aufklärung durch Ärzte und Zahnärzte zu beweisen sind. Davon gibt es aber beachtliche Ausnahmen.
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„Nicht immer muss der Zahnarzt für 
alles den Beweis führen können. Dennoch sollte 

immer im Rahmen der Möglichkeiten die 
Behandlung und vor allem auch die Aufklärung

dokumentiert werden.“

Veneers von konventionell bis No Prep – Step-by-Step. Ein praktischer Demonstrations- und Arbeitskurs an Modellen

Perfect Smile – Das Konzept für die perfekte Frontzahnästhetik
mit Dr. Jürgen Wahlmann/Edewecht

Kursbeschreibung

1. Teil: Demonstration aller Schritte von A bis Z am Beispiel

eines Patientenfalles (Fotos)

� Erstberatung, Modelle, Fotos (AACD Views) � Perfect Smile

Prinzipien � Fallplanung (KFO-Vorbehandlung, No Prep oder

konventionell) � Wax-up, Präparationswall, Mock-up-

Schablone � Präparationsablauf (Arch Bow, Deep Cut, Mock-

up, Präparationsformen) � Evaluierung der Präparation 

� Abdrucknahme 	 Provisorium 
 Einprobe � Zementieren

� Endergebnisse 
 No Prep Veneers (Lumineers) als minimal-

invasive Alternative

2. Teil: Praktischer Workshop, jeder Teilnehmer vollzieht am

Modell den in Teil 1 vorgestellten Patientenfall nach

� Herstellung der Silikonwälle für Präparation und Mock-

up/Provisorium � Präparation von 10 Veneers (15 bis 25) am

Modell � Evaluierung der Präparation � Erstellung des

Provisoriums

Für den Kurs Perfect Smile – Das Konzept für die perfekte Frontzahnästhetik 2009/10

� 05. September 2009 Leipzig � 26. Feburar 2010 Unna

� 18. September 2009 Konstanz � 13. März 2010 Düsseldorf

� 10. Oktober 2009 München � 19. März 2010 Siegen

� 24. Oktober 2009 Wiesbaden � 04. Juni 2010 Warnemüde

� 07. November 2009 Köln � 18. Juni 2010 Lindau

� 14. November 2009 Berlin � 11. September 2010 Leipzig

melde ich folgende Personen verbindlich an: (Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen)

� ja � nein

Name/Vorname DGKZ-Mitglied

� ja � nein

Name/Vorname DGKZ-Mitglied

Praxisstempel

Unterschrift PN
 4
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9

Organisatorisches

Kursgebühr: 445,– € zzgl. MwSt. 

(In der Gebühr sind Materialien und Modelle sowie ein *„Frank

Dental Veneer Set 1 – Dr. Wahlmann“ im Wert von 69,99 €

zzgl. MwSt. enthalten! Inhalt: verschiedene Diamantbohrer in 

unterschiedlichen Körnungen, Diamantpolierer, Diamantscheibe,

Hartmetallfinierer und ein Träger-Mandrell)

Mitglieder der DGKZ erhalten 45,– € Rabatt auf die Kursgebühr.

Tagungspauschale: 45,– € zzgl. MwSt. (Verpflegung und

Tagungsgetränke)

Veranstalter/Anmeldung

OEMUS MEDIA AG • Holbeinstraße 29 • 04229 Leipzig

Tel.: 03 41/4 84 74-3 08 • Fax: 03 41/4 84 74-2 90

event@oemus-media.de • www.oemus.com

Termine 2009

05.09.09 Leipzig 09.00 – 15.00 Uhr

18.09.09 Konstanz 13.00 – 19.00 Uhr

10.10.09 München 09.00 – 15.00 Uhr

24.10.09 Wiesbaden 09.00 – 15.00 Uhr

07.11.09 Köln 09.00 – 15.00 Uhr

14.11.09 Berlin 09.00 – 15.00 Uhr

Termine 2010 u.a.
26.02.10 Unna 13.00 – 19.00 Uhr 

13.03.10 Düsseldorf 09.00 – 15.00 Uhr

19.03.10 Siegen 13.00-19.00 Uhr

04.06.10 Warnemünde 13.00-19.00 Uhr

18.06.10 Lindau 13.00-19.00 Uhr

11.09.10 Leipzig 09.00 – 15.00 Uhr

Hinweis: Nähere Informationen zum Programm, den Allgemeinen Geschäftsbedingungen und Veranstaltungsorten

finden Sie unter www.oemus.com
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